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rung der Menschenrechte niedergelegten Grundsätze und der
ausdrücklich in Artikel 5 des Übereinkommens genannten
Rechte;

c) jede Verbreitung von Ideen, die sich auf die Über-
legenheit einer Rasse oder den Rassenhass gründen, jedes
Aufreizen zur Rassendiskriminierung und jede Gewalttätig-
keit oder Aufreizung dazu gegen eine Rasse oder eine Perso-
nengruppe anderer Hautfarbe oder Volkszugehörigkeit sowie
jede Unterstützung rassenkämpferischer Betätigung ein-
schließlich ihrer Finanzierung zu einer nach dem Gesetz straf-
baren Handlung zu erklären;

d
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gen, Österreich, Papua-Neuguinea, Portugal, Republik Korea,
Republik Moldau, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Ser-
bien, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tonga, Ukraine, Ungarn, Va-
nuatu, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zy-
pern.

64/148. Weltweite Bemühungen um die vollständige Be-
seitigung von Rassismus, Rassendiskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhän-
gender Intoleranz und umfassende Umsetzung 
und Weiterverfolgung der Erklärung und des 
Aktionsprogramms von Durban
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I

Ergebnisse der Weltkonferenz 2001 gegen Rassismus, 
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und

damit zusammenhängende Intoleranz und der
Durban-Überprüfungskonferenz 2009

1. bekräftigt, dass die Generalversammlung im Ein-
klang mit ihrer Resolution 50/227 vom 24. Mai 1996 die
höchste zwischenstaatliche Instanz für die Ausarbeitung und
Bewertung von Politiken im Wirtschafts- und Sozialbereich
und auf damit zusammenhängenden Gebieten ist und dass sie
zusammen mit dem Menschenrechtsrat einen zwischenstaat-
lichen Mechanismus für die umfassende Umsetzung und
Weiterverfolgung der Erklärung und des Aktionsprogramms
von Durban231 bildet;

2. bringt ihre Befriedigung darüber zum Ausdruck,
dass die Durban-Überprüfungskonferenz und der Vorberei-
tungsausschuss für die Konferenz die aktive Teilnahme der
Mitgliedstaaten und Beobachter der Vereinten Nationen, der
Sonderorganisationen, der Fonds und Programme der Verein-
ten Nationen, verschiedener zwischenstaatlicher Organisatio-
nen sowie der wichtigen Gruppen aus allen Weltregionen auf
höchster Ebene ermöglichten, und nimmt Kenntnis von den
Beiträgen nichtstaatlicher Organisationen zur Vorbereitung
der Durban-Überprüfungskonferenz, die auf breiter Grundla-
ge beruhten, regional ausgewogen waren und mit den Zielen
der Konferenz übereinstimmten;

3. betont, dass die grundlegende Verantwortung für
die wirksame Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskrimi-
nierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängen-
der Intoleranz bei den Staaten liegt und dass sie in dieser Hin-
sicht die Hauptverantwortung dafür tragen, die vollständige
und wirksame Umsetzung aller in der Erklärung und dem Ak-
tionsprogramm von Durban sowie im Ergebnis der Durban-
Überprüfungskonferenz enthaltenen Verpflichtungen und
Empfehlungen sicherzustellen, und begrüßt in dieser Hinsicht
die von zahlreichen Regierungen unternommenen Schritte;

4. fordert alle Staaten, die ihre nationalen Aktions-
pläne zur Bekämpfung von Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender
Intoleranz noch nicht ausgearbeitet haben, auf, ihre auf der
Weltkonferenz eingegangenen Verpflichtungen zu erfüllen;

5. fordert alle Staaten auf, unverzüglich auf nationa-
ler, regionaler und internationaler Ebene Politiken und Ak-
tionspläne auszuarbeiten und durchzuführen, um Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängende Intoleranz, einschließlich ihrer ge-
schlechtsspezifischen Ausprägungen, zu bekämpfen; 

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, die Tätig-
keit der bestehenden regionalen Stellen oder Zentren, die
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit
und damit zusammenhängende Intoleranz in ihren jeweiligen
Regionen bekämpfen, zu unterstützen, und empfiehlt die Ein-
richtung solcher Stellen in allen Regionen, in denen es sie
noch nicht gibt; 

7. fordert die Staaten, die die in Ziffer 78 des Ak-
tionsprogramms von Durban aufgeführten Übereinkünfte,
darunter die Internationale Konvention von 1990 zum Schutz
der Rechte aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Familienan-
gehörigen234, noch nicht unterzeichnet und ratifiziert haben
beziehungsweise ihnen noch nicht beigetreten sind, auf, dies
zu erwägen;

8. betont die grundlegende und ergänzende Rolle der
nationalen Menschenrechtsinstitutionen, der regionalen Stel-
len oder Zentren und der Zivilgesellschaft, die gemeinsam
mit den Staaten darauf hinwirken, alle Formen von Rassismus
zu beseitigen und insbesondere die Ziele der Erklärung und
des Aktionsprogramms von Durban zu erreichen;

9. erkennt die grundlegende Rolle an, die der Zivil-
gesellschaft im Kampf gegen Rassismus, Rassendiskriminie-
rung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende
Intoleranz zukommt, insbesondere durch ihre Unterstützung
der Staaten bei der Ausarbeitung von Vorschriften und Strate-
gien, durch Maßnahmen und Aktionen gegen diese Formen
der Diskriminierung und durch die Durchführung von Folge-
maßnahmen;

10. bekräftigt ihr Bekenntnis zur Beseitigung aller
Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der
Fremdenfeindlichkeit und anderer Formen von damit zusam-
menhängender Intoleranz gegenüber indigenen Völkern und
nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Aufmerksamkeit,
die den mit der Bekämpfung von Vorurteilen und der Beseiti-
gung von Diskriminierung sowie der Förderung der Toleranz,
der Verständigung und guter Beziehungen zwischen den indi-
genen Völkern und allen anderen Teilen der Gesellschaft ver-
bundenen Zielen in der Erklärung der Vereinten Nationen
über die Rechte der indigenen Völker235
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zurufen, die während des der Beseitigung von Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängender Intoleranz gewidmeten Tagungsteils auf
hoher Ebene der sechsundsechzigsten Tagung der General-
versammlung im Jahr 2011 stattfinden soll und deren Moda-
litäten während der fünfundsechzigsten Tagung endgültig
festgelegt werden;

14. begrüßt die lobenswerte, von den Mitgliedstaaten
der Karibischen Gemeinschaft und anderen Mitgliedstaaten
getragene Initiative zur Errichtung eines ständigen Mahnmals
bei den Vereinten Nationen für die Opfer der Sklaverei und
des transatlantischen Sklavenhandels als Beitrag zur Erfül-
lung der Ziffer 101 der Erklärung von Durban, bekundet ihre
Anerkennung für die Beiträge an den zu diesem Zweck einge-
richteten freiwilligen Fonds und fordert die anderen Länder
nachdrücklich auf, zu diesem Fonds beizutragen; 

15. bekundet ihre Anerkennung für die fortgesetzte
Arbeit der mit der Weiterverfolgung der Weltkonferenz be-
auftragten Mechanismen; 

16. beschließt, dass das Ergebnis der Durban-Über-
prüfungskonferenz in demselben Rahmen und mit denselben
Mechanismen umgesetzt werden soll wie das Ergebnis der
Weltkonferenz;

17. ist sich der zentralen Bedeutung bewusst, die der
Mobilisierung von Ressourcen, einer wirksamen weltweiten
Partnerschaft und der internationalen Zusammenarbeit im
Kontext der Ziffern 157 und 158 des Aktionsprogramms von
Durban zukommt, wenn die auf der Weltkonferenz eingegan-
genen Verpflichtungen erfolgreich verwirklicht werden sol-
len, und hebt in dieser Hinsicht hervor, wie wichtig das Man-
dat der Gruppe unabhängiger namhafter Experten für die Um-
setzung der Erklärung und des Aktionsprogramms von Dur-
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Intoleranz durchführen und durchsetzen sollen, um damit zur
Verhütung von Menschenrechtsverletzungen beizutragen; 

28. ist sich außerdem dessen bewusst, dass Rassismus,
Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zu-
sammenhängende Intoleranz aufgrund der Rasse, der Haut-
farbe, der Abstammung oder der nationalen oder ethnischen
Herkunft auftreten und dass die Opfer mehrfache oder ver-
schärfte Formen der Diskriminierung aus anderen damit zu-
sammenhängenden Gründen erleiden können, wie etwa auf-
grund des Geschlechts, der Sprache, der Religion, der politi-
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gelegten Grundsätze sowie des Artikels 5 des Übereinkom-
mens verstärkte Anstrengungen zur Erfüllung der Verpflich-
tungen zu unternehmen, die sie gemäß Artikel 4 des Überein-
kommens eingegangen sind;

41. erinnert daran, dass der Ausschuss die Auffassung
vertritt, dass das Verbot der Verbreitung auf rassischer Über-
legenheit oder Rassenhass beruhenden Gedankenguts mit
dem Recht auf Meinungsfreiheit und dem Recht der freien
Meinungsäußerung nach Artikel 19 der Allgemeinen Erklä-
rung der Menschenrechte und Artikel 5 des Übereinkommens
vereinbar ist;

42. begrüßt es, dass der Ausschuss betont hat, wie
wichtig die Weiterverfolgung der Weltkonferenz ist, und
Maßnahmen zur besseren Durchführung des Übereinkom-
mens sowie zur Stärkung der Arbeitsweise des Ausschusses
empfohlen hat;

IV

Sonderberichterstatter über zeitgenössische Formen des 
Rassismus, der Rassendiskriminierung, der

Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 
Intoleranz und Folgemaßnahmen zu seinen Besuchen

43. nimmt Kenntnis von der Arbeit des Sonderbericht-
erstatters über zeitgenössische Formen des Rassismus, der
Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängender Intoleranz und begrüßt die Resolution
7/34 des Menschenrechtsrats vom 28. März 2008238, mit der
der Rat beschloss, das Mandat des Sonderberichterstatters um
drei Jahre zu verlängern; 

44. nimmt außerdem Kenntnis von den Berichten des
Sonderberichterstatters239 und legt den Mitgliedstaaten und
anderen maßgeblichen Interessenträgern nahe, die Umset-
zung der in den Berichten enthaltenen Empfehlungen zu er-
wägen; 

45. fordert alle Mitgliedstaaten, zwischenstaatlichen
Organisationen, zuständigen Organisationen des Systems der
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Organisationen er-
neut auf, mit dem Sonderberichterstatter voll zusammenzuar-
beiten, und fordert die Staaten auf, zu erwägen, seinen Anträ-
gen auf Besuch ihres Landes zu entsprechen, damit er sein
Mandat uneingeschränkt und wirksam erfüllen kann; 

46. nimmt mit tiefer Sorge Kenntnis von der Zunahme
des Antisemitismus, der Christen- und der Islamfeindlichkeit
in verschiedenen Teilen der Welt sowie von dem Aufkommen
rassischer und gewalttätiger Bewegungen auf der Grundlage
von Rassismus und diskriminierendem Gedankengut gegen-
über arabischen, christlichen, jüdischen und muslimischen

Gemeinschaften sowie allen religiösen Gemeinschaften, Ge-
meinschaften von Menschen afrikanischer und asiatischer
Herkunft, indigenen Gemeinschaften sowie anderen Gemein-
schaften; 

47. befürwortet eine engere Zusammenarbeit zwi-
schen dem Sonderberichterstatter und dem Amt des Hohen
Kommissars der Vereinten Nationen für Menschenrechte,
insbesondere der Antidiskriminierungs-Gruppe; 

48. fordert die Hohe Kommissarin nachdrücklich auf,
den Staaten auf Antrag Beratende Dienste und technische Hil-
fe zur Verfügung zu stellen, damit sie die Empfehlungen des
Sonderberichterstatters in vollem Umfang umsetzen können; 

49. ersucht den Generalsekretär, dem Sonderbericht-
erstatter jede erforderliche personelle und finanzielle Hilfe zu
gewähren, damit er sein Mandat effizient, wirksam und rasch
erfüllen und der Generalversammlung auf ihrer fünfundsech-




